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z. B. mittels Identifikation via SMS oder Ticketing-Sys-
tem.

Auch werden viele kleinere Fernmeldediensteanbieter ent-
lastet, indem sie von der Pflicht zur Aufrechterhaltung der
permanenten �berwachungsbereitschaft und pr�ventiven
Aufzeichnung der Telekommunikationsranddaten (soge-
nannte Vorratsdatenspeicherung) befreit werden. Statt der
heutigen rund 600 Fernmeldediensteanbieter werden vor-
aussichtlich nur noch ein paar Dutzend dieser Pflicht un-
terliegen. Alle anderen m�ssen im Bedarfsfall lediglich
diejenigen Daten liefern, �ber welche sie bereits verf�gen
und werden zudem zulassen m�ssen, dass die Daten von
dem f�r die Durchf�hrung von �berwachungsmaßnahmen
zust�ndigen Dienst �PF bei ihnen erhoben werden.

Rechtsprechung
Gerichtsstand bei Klagen gegen
unrichtige Angaben im Internet
EuGH, Urteil vom 17. 10. 2017 – C-194/16
Volltext-ID: KuRL2018-30, www.kommunikationundrecht.de

Bolagsupplysningen O�, Ingrid Ilsjan ./.
Svensk Handel AB
ECLI:EU:C:2017:766

Verfahrensgang: Riigikohus (Oberster Gerichtshof, Estland), 23. 3. 2016

Art. 7 Nr. 2 VO (EU) Nr. 1215/2012

1. Art. 7 Nr. 2 der VO (EU) Nr. 1215/2012 des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 12. 12. 2012 �ber
die gerichtliche Zust�ndigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen ist dahin auszulegen, dass eine juristi-
sche Person, deren Persçnlichkeitsrechte durch die
Verçffentlichung unrichtiger Angaben �ber sie im In-
ternet und durch das Unterlassen der Entfernung sie
betreffender Kommentare verletzt worden sein sollen,
Klage auf Richtigstellung der Angaben, auf Verpflich-
tung zur Entfernung der Kommentare und auf Ersatz
des gesamten entstandenen Schadens bei den Gerichten
des Mitgliedstaats erheben kann, in dem sich der Mit-
telpunkt ihrer Interessen befindet.

�bt die betreffende juristische Person den grçßten Teil
ihrer T�tigkeit in einem anderen Mitgliedstaat als dem
ihres satzungsm�ßigen Sitzes aus, kann sie den mut-
maßlichen Urheber der Verletzung unter Ankn�pfung
an den Ort der Verwirklichung des Schadenserfolgs in
diesem anderen Mitgliedstaat verklagen.

2. Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 ist dahin auszulegen,
dass eine Person, deren Persçnlichkeitsrechte durch die
Verçffentlichung unrichtiger Angaben �ber sie im In-
ternet und durch das Unterlassen der Entfernung sie
betreffender Kommentare verletzt worden sein sollen,
nicht vor den Gerichten jedes Mitgliedstaats, in dessen
Hoheitsgebiet die im Internet verçffentlichten Informa-
tionen zug�nglich sind oder waren, eine Klage auf Rich-
tigstellung der Angaben und Entfernung der Kommen-
tare erheben kann. (Tenor des Gerichts)

Sachverhalt

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung
von Art. 7 Nr. 2 der VO (EU) Nr. 1215/2012 des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 12. 12. 2012 �ber die
gerichtliche Zust�ndigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (ABl. 2012, L 351, S. 1).

Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der
Bolagsupplysningen O� (im Folgenden: B.) und Frau
Ingrid Ilsjan (im Folgenden: Frau I.) auf der einen Seite
und der Svensk Handel AB (im Folgenden: S. H.) auf der
anderen Seite wegen Antr�gen auf Richtigstellung als
unrichtig ger�gter Angaben auf der Website von S. H.,
auf Entfernung von sich darauf beziehenden Kommentaren
im Diskussionsforum der Website und auf Schadensersatz.

B., eine Gesellschaft estnischen Rechts, und Frau I., eine
Angestellte dieser Gesellschaft, erhoben am 29. 9. 2015
beim Harju Maakohus (erstinstanzliches Gericht Harju,
Estland) Klage gegen S. H., eine Gesellschaft schwedi-
schen Rechts, in der Arbeitgeber des Handelssektors zu-
sammengeschlossen sind. Die Kl�gerinnen des Ausgangs-
verfahrens beantragten bei diesem Gericht, S. H. zu ver-
pflichten, die auf ihrer Website verçffentlichten unrichti-
gen Angaben �ber B. richtigzustellen und die dort vorhan-
denen Kommentare zu entfernen, B. Schadensersatz in
Hçhe von 56 634,99 Euro und Frau I. Ersatz des immate-
riellen Schadens nach billigem Ermessen des Gerichts
zuzusprechen.

Der Klageschrift zufolge nahm S. H. B. in eine auf ihrer
Website gef�hrte sogenannte „schwarze“ Liste mit dem
Eintrag auf, B. betreibe Betrug und Gaunerei. Im Diskus-
sionsforum der Website f�nden sich nahezu 1000 Kom-
mentare, darunter direkte Aufrufe zur Gewalt gegen B. und
ihre Mitarbeiter, darunter Frau I. S. H. habe sich geweigert,
den Eintrag und die Kommentare zu entfernen. Dadurch
sei die wirtschaftliche T�tigkeit von B. in Schweden lahm-
gelegt, so dass ihr t�glich materieller Schaden entstehe.

In seinem Beschl. v. 1. 10. 2015 erkl�rte das Harju Maa-
kohus (erstinstanzliches Gericht Harju) die Klage f�r un-
zul�ssig. Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 kçnne nicht
herangezogen werden, weil aus der Klageschrift nicht her-
vorgehe, dass der Schaden in Estland eingetreten sei. Die
streitigen Angaben und Kommentare seien in schwedi-
scher Sprache verfasst und f�r in Estland lebende Personen
ohne �bersetzung nicht verst�ndlich. Das Verst�ndnis der
betreffenden Angaben sei vom sprachlichen Kontext ab-
h�ngig. Die Entstehung eines Schadens in Estland sei nicht
nachgewiesen worden, und die Ums�tze seien in schwe-
dischen Kronen angegeben, was darauf hindeute, dass der
Schaden in Schweden eingetreten sei. Der Umstand, dass
die streitige Website in Estland zug�nglich gewesen sei,
kçnne nicht automatisch begr�nden, dass ein estnisches
Gericht �ber die Zivilsache zu entscheiden habe.

Die Kl�gerinnen des Ausgangsverfahrens legten gegen den
Beschluss des Harju Maakohus (erstinstanzliches Gericht
Harju) ein Rechtsmittel ein. Mit Beschl. v. 9. 11. 2015 wies
das Tallinna Ringkonnakohus (Bezirksgericht Tallinn, Est-
land) das Rechtsmittel zur�ck und best�tigte den Beschluss
des Harju Maakohus (erstinstanzliches Gericht Harju). Die
Kl�gerinnen des Ausgangsverfahrens beantragten beim
vorlegenden Gericht, den Beschluss des Tallinna Ring-
konnakohus (Bezirksgericht Tallinn) aufzuheben und �ber
die Klage zu entscheiden. S. H. trat diesen Antr�gen ent-
gegen. Der Riigikohus (Oberster Gerichtshof, Estland) hat
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beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichts-
hof Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen.

Zu den Vorlagefragen

Zur zweiten und zur dritten Frage

22 Mit seiner zweiten und seiner dritten Frage, die zusam-
men zu pr�fen sind, mçchte das vorlegende Gericht wis-
sen, ob Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 dahin auszule-
gen ist, dass eine juristische Person, deren Rechte durch die
Verçffentlichung unrichtiger Angaben �ber sie im Internet
und durch das Unterlassen der Entfernung sie betreffender
Kommentare verletzt worden sein sollen, Klage auf Rich-
tigstellung der Angaben, auf Entfernung der Kommentare
und auf Ersatz des gesamten entstandenen Schadens bei
den Gerichten des Mitgliedstaats erheben kann, in dem
sich der Mittelpunkt ihrer Interessen befindet, und, wenn
ja, welche Kriterien und Umst�nde zur Bestimmung des
Mittelpunkts der Interessen heranzuziehen sind.

23 F�r die Beantwortung dieser Fragen ist zu beachten,
dass nach Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 eine Person,
die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
hat, wenn eine unerlaubte Handlung oder eine Handlung,
die einer unerlaubten Handlung gleichgestellt ist, oder
wenn Anspr�che aus einer solchen Handlung den Gegen-
stand des Verfahrens bilden, in einem anderen Mitglied-
staat vor dem Gericht des Ortes verklagt werden kann, an
dem das sch�digende Ereignis eingetreten ist oder einzu-
treten droht.

24 Insoweit gilt die Auslegung von Art. 5 Nr. 3 der VO
Nr. 44/2001 durch den Gerichtshof auch f�r den dieser
Bestimmung entsprechenden Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/
2012 (vgl. entsprechend Urt. v. 15. 6. 2017, Kareda, C-249/
16, EU:C:2017:472, Rn. 27).

25 Nach st�ndiger Rechtsprechung ist die besondere Zu-
st�ndigkeitsregel f�r Verfahren, die eine unerlaubte Hand-
lung oder eine Handlung, die einer unerlaubten Handlung
gleichgestellt ist, oder Anspr�che aus einer solchen Hand-
lung zum Gegenstand haben, autonom und unter Ber�ck-
sichtigung der Systematik und der Zielsetzungen der Ver-
ordnung auszulegen, zu der sie gehçrt (vgl. in diesem Sinne
Urt. v. 25. 10. 2011, eDate Advertising u. a., C-509/09 und
C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 38).

26 Diese besondere Zust�ndigkeitsregel beruht darauf,
dass zwischen der Streitigkeit und den Gerichten des Ortes,
an dem das sch�digende Ereignis eingetreten ist oder ein-
zutreten droht, eine besonders enge Beziehung besteht, die
aus Gr�nden einer geordneten Rechtspflege und einer
sachgerechten Gestaltung des Prozesses eine Zust�ndig-
keit dieser Gerichte rechtfertigt (vgl. u. a. Urteile vom
25. 10. 2011, eDate Advertising u. a., C-509/09 und C-161/
10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 40, sowie
vom 22. 1. 2015, Hejduk, C-441/13, [K&R 2015, 183 ff. =]
EU:C:2015:28, Rn. 19 und die dort angef�hrte Rechtspre-
chung).

27 Bei unerlaubten Handlungen oder ihnen gleichgestell-
ten Handlungen ist n�mlich das Gericht des Ortes, an dem
das sch�digende Ereignis eingetreten ist oder einzutreten
droht, insbesondere wegen der N�he zum Streitgegenstand
und der leichteren Beweisaufnahme in der Regel am besten
in der Lage, den Rechtsstreit zu entscheiden (Urteile vom
16. 5. 2013, Melzer, C-228/11, EU:C:2013:305, Rn. 27, und
vom 21. 5. 2015, CDC Hydrogen Peroxide, C-352/13, EU:C:
2015:335, Rn. 40).

28 Bei der Auslegung von Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/
2012 ist außerdem der 16. Erw�gungsgrund der Verord-
nung zu ber�cksichtigen, wonach das Erfordernis der en-
gen Verbindung Rechtssicherheit schaffen und verhindern
soll, dass die Gegenpartei vor einem Gericht eines Mit-
gliedstaats verklagt werden kann, mit dem sie vern�nfti-
gerweise nicht rechnen konnte, wobei dies besonders
wichtig bei Rechtsstreitigkeiten ist, die außervertragliche
Schuldverh�ltnisse infolge der Verletzung der Privatsph�-
re oder der Persçnlichkeitsrechte einschließlich Verleum-
dung betreffen.

29 Dies vorausgeschickt, ist darauf hinzuweisen, dass die
Wendung „Ort, an dem das sch�digende Ereignis einge-
treten ist oder einzutreten droht“, nach st�ndiger Recht-
sprechung des Gerichtshofs sowohl den Ort des urs�chli-
chen Geschehens als auch den Ort der Verwirklichung des
Schadenserfolgs meint und jeder der beiden Orte je nach
Lage des Falles f�r die Beweiserhebung und f�r die Ge-
staltung des Prozesses einen besonders sachgerechten An-
haltspunkt liefern kann (Urt. v. 25. 10. 2011, eDate Adver-
tising u. a., C-509/09 und C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =]
EU:C:2011:685, Rn. 41 und die dort angef�hrte Rechtspre-
chung).

30 Im Ausgangsverfahren geht es nicht um die Mçglich-
keit, die estnischen Gerichte unter Ankn�pfung an den Ort
des urs�chlichen Geschehens anzurufen. Es ist n�mlich
unstreitig, dass sich dieser Ort nicht im Bezirk der von B.
und von Frau I. angerufenen Gerichte befindet. Es stellt
sich hingegen die Frage, ob diese Gerichte unter dem
Gesichtspunkt des Ortes der Verwirklichung des Scha-
denserfolgs zust�ndig sind.

31 Insoweit hat der Gerichtshof zu Klagen auf Ersatz eines
immateriellen Schadens, der durch eine ehrverletzende
Verçffentlichung in den Printmedien verursacht worden
sein soll, entschieden, dass der Betroffene eine Schadens-
ersatzklage gegen den Herausgeber bei den Gerichten
jedes Mitgliedstaats erheben kann, in dem die Verçffent-
lichung verbreitet worden ist und in dem das Ansehen des
Betroffenen nach dessen Behauptung beeintr�chtigt wor-
den ist; dabei sind diese Gerichte nur f�r die Entscheidung
�ber den Ersatz der Sch�den zust�ndig, die in dem Mit-
gliedstaat des angerufenen Gerichts verursacht worden
sind (Urt. v. 7. 3. 1995, Shevill u. a., C-68/93, EU:C:
1995:61, Rn. 33).

32 Jedoch hat der Gerichtshof im spezifischen Kontext des
Internets in einer Rechtssache, die eine nat�rliche Person
betraf, entschieden, dass im Fall der Geltendmachung
einer Verletzung von Persçnlichkeitsrechten durch Inhalte,
die auf einer Website verçffentlicht worden sind, die Per-
son, die sich in ihren Rechten verletzt f�hlt, die Mçglich-
keit haben muss, bei den Gerichten des Mitgliedstaats, in
dem sich der Mittelpunkt ihrer Interessen befindet, eine
Haftungsklage auf Ersatz des gesamten entstandenen
Schadens zu erheben (Urt. v. 25. 10. 2011, eDate Adverti-
sing u. a., C-509/09 und C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =]
EU:C:2011:685, Rn. 52).

33 Wegen des Ansehens, �ber das der Betroffene am Ort
des Mittelpunkts der Interessen verf�gt, ist die ger�gte
Verletzung durch solche Inhalte im Allgemeinen dort am
st�rksten sp�rbar. Somit spiegelt das Kriterium des „Mit-
telpunkts der Interessen des Betroffenen“ den Ort wider, an
dem sich der Erfolg des durch einen Online-Inhalt verur-
sachten Schadens im Sinne von Art. 7 Nr. 2 der VO
Nr. 1215/2012 am sp�rbarsten verwirklicht.
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34 Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem sich der Mittel-
punkt der Interessen des Betroffenen befindet, kçnnen
daher die Auswirkungen solcher Inhalte auf die Rechte
des Betroffenen am besten beurteilen (vgl. in diesem Sinne
Urt. v. 25. 10. 2011, eDate Advertising u. a., C-509/09 und
C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 48).

35 Das Kriterium des Mittelpunkts der Interessen steht
auch mit dem Ziel der Vorhersehbarkeit der Zust�ndig-
keitsvorschriften im Einklang, da es sowohl dem Kl�ger
ermçglicht, ohne Schwierigkeiten festzustellen, welches
Gericht er anrufen kann, als auch dem Beklagten, bei
vern�nftiger Betrachtung vorherzusehen, vor welchem Ge-
richt er verklagt werden kann (Urt. v. 25. 10. 2011, eDate
Advertising u. a., C-509/09 und C-161/10, [K&R 2011,
787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 50).

36 Im Hinblick auf die Umst�nde des Ausgangsverfahrens
und die in einigen schriftlichen und m�ndlichen Erkl�run-
gen ge�ußerten Zweifel ist zum einen noch darauf hinzu-
weisen, dass letztere Erw�gungen ohne Unterscheidung
danach gelten, ob es sich bei dem geltend gemachten
Schaden um einen materiellen oder einen immateriellen
Schaden handelt.

37 Die materielle oder immaterielle Natur des geltend
gemachten Schadens kann sich zwar je nach dem anwend-
baren Recht auf die Ersatzf�higkeit des Schadens auswir-
ken, doch hat sie keinen Einfluss auf die Bestimmung des
Mittelpunkts der Interessen als dem Ort, an dem die tat-
s�chlichen Auswirkungen einer Verçffentlichung im In-
ternet und ihres eventuell sch�digenden Charakters am
besten von einem Gericht beurteilt werden kçnnen.

38 Zum anderen ist es ebenfalls unerheblich, ob der Kl�ger
eine nat�rliche oder eine juristische Person ist, da die
Mçglichkeit f�r die Person, die sich in ihren Rechten
verletzt f�hlt, bei den Gerichten des Mitgliedstaats, in
dem sich der Mittelpunkt ihrer Interessen befindet, eine
Klage auf Ersatz des gesamten geltend gemachten Scha-
dens zu erheben, im Interesse einer geordneten Rechtspfle-
ge gerechtfertigt ist und nicht zum besonderen Schutz des
Kl�gers.

39 Insoweit hat der Gerichtshof entschieden, dass mit der
besonderen Zust�ndigkeitsregel f�r Verfahren, die eine
unerlaubte Handlung oder eine Handlung, die einer uner-
laubten Handlung gleichgestellt ist, oder Anspr�che aus
einer solchen Handlung zum Gegenstand haben, nicht wie
mit den Zust�ndigkeitsvorschriften in den Abschnitten 3
bis 5 des Kapitels II der VO Nr. 1215/2012 bezweckt wird,
der schw�cheren Partei einen verst�rkten Schutz zu ge-
w�hrleisten (vgl. in diesem Sinne Urt. v. 25. 10. 2012, Folien
Fischer und Fofitec, C-133/11, EU:C:2012:664, Rn. 46). Mit
dem Kriterium des Mittelpunkts der Interessen soll der Ort
bestimmt werden, an dem sich der Erfolg des durch einen
Online-Inhalt verursachten Schadens verwirklicht hat, und
damit der Mitgliedstaat, dessen Gerichte am besten in der
Lage sind, �ber den Rechtsstreit zu entscheiden.

40 Zur Bestimmung des Mittelpunkts der Interessen hat
der Gerichtshof f�r eine nat�rliche Person entschieden,
dass er im Allgemeinen dem Mitgliedstaat ihres gewçhn-
lichen Aufenthalts entspricht. Jedoch kann eine solche
Person den Mittelpunkt ihrer Interessen auch in einem
Mitgliedstaat haben, in dem sie sich nicht gewçhnlich
aufh�lt, sofern andere Indizien wie die Aus�bung einer
beruflichen T�tigkeit einen besonders engen Bezug zu
diesem Staat herstellen kçnnen (Urt. v. 25. 10. 2011, eDate

Advertising u. a., C-509/09 und C-161/10, [K&R 2011,
787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 49).

41 Bei einer juristischen Person, die eine wirtschaftliche
T�tigkeit aus�bt, wie der Kl�gerin des Ausgangsverfah-
rens, muss der Mittelpunkt der Interessen den Ort wider-
spiegeln, an dem ihr gesch�ftliches Ansehen am gefestigts-
ten ist. Er ist daher anhand des Ortes zu bestimmen, an dem
sie den wesentlichen Teil ihrer wirtschaftlichen T�tigkeit
aus�bt. Der Mittelpunkt der Interessen einer juristischen
Person kann zwar mit dem Ort ihres satzungsm�ßigen
Sitzes zusammenfallen, wenn sie in dem Mitgliedstaat, in
dem sich dieser Sitz befindet, ihre gesamte oder den we-
sentlichen Teil ihrer T�tigkeit aus�bt und deshalb das
Ansehen, �ber das sie dort verf�gt, grçßer ist als in jedem
anderen Mitgliedstaat, doch ist der Ort des Sitzes f�r sich
genommen im Rahmen einer solchen Pr�fung kein ent-
scheidendes Kriterium.

42 �bt die betreffende juristische Person wie im Aus-
gangsverfahren den grçßten Teil ihrer T�tigkeit in einem
anderen Mitgliedstaat als dem ihres satzungsm�ßigen Sit-
zes aus, ist nach dem Vorstehenden davon auszugehen,
dass ihr gesch�ftliches Ansehen, das durch die streitige
Verçffentlichung beeintr�chtigt werden kann, in diesem
Mitgliedstaat grçßer ist als in irgendeinem anderen Mit-
gliedstaat und dass deshalb eine eventuelle Beeintr�chti-
gung dieses Ansehens dort am st�rksten sp�rbar w�re.
Daher kçnnen die Gerichte dieses Mitgliedstaats am besten
beurteilen, ob eine Beeintr�chtigung vorliegt und welchen
Umfang sie eventuell hat. Das gilt umso mehr, wenn die
Beeintr�chtigung – wie im vorliegenden Fall – durch die
Verçffentlichung unrichtiger oder ehrverletzender Anga-
ben und Kommentare auf einer gewerblichen Website
hervorgerufen sein soll, die in dem Mitgliedstaat betrieben
wird, in dem die betreffende juristische Person den grçßten
Teil ihrer T�tigkeit aus�bt, und die Angaben und Kom-
mentare aufgrund der Sprache, in der sie verfasst sind, im
Wesentlichen an Personen gerichtet sind, die in diesem
Mitgliedstaat ans�ssig sind.

43 Es ist noch darauf hinzuweisen, dass, wenn sich aus
dem Vortrag, den das Gericht im Stadium der Pr�fung
seiner Zust�ndigkeit zu beurteilen hat, keine �berwiegende
wirtschaftliche T�tigkeit der betreffenden juristischen Per-
son in einem Mitgliedstaat ergibt und daher der Mittel-
punkt der Interessen der juristischen Person, die geltend
macht, in ihren Persçnlichkeitsrechten verletzt worden zu
sein, nicht ermittelt werden kann, diese Person nicht be-
rechtigt w�re, den mutmaßlichen Verursacher der Verlet-
zung nach Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 unter An-
kn�pfung an den Ort der Verwirklichung des Schadens-
erfolgs auf Ersatz des gesamten Schadens zu verklagen.

44 Demnach ist auf die zweite und die dritte Frage [wie im
Tenor, Punkt 1] zu antworten [.. .]

Zur ersten Frage

45 Mit seiner ersten Frage mçchte das vorlegende Gericht
wissen, ob Art. 7 Nr. 2 der VO Nr. 1215/2012 dahin aus-
zulegen ist, dass eine Person, deren Persçnlichkeitsrechte
durch die Verçffentlichung unrichtiger Angaben �ber sie
im Internet und durch das Unterlassen der Entfernung sie
betreffender Kommentare verletzt worden sein sollen, vor
den Gerichten jedes Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsge-
biet die im Internet verçffentlichten Informationen zu-
g�nglich sind oder waren, eine Klage auf Richtigstellung
dieser Angaben und Entfernung dieser Kommentare erhe-
ben kann.
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46 Diese Frage ist zu verneinen.

47 Der Gerichtshof hat zwar in den Rn. 51 und 52 des
Urteils vom 25. 10. 2011, eDate Advertising u. a. (C-509/
09 und C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685),
entschieden, dass die Person, die sich in ihren Rechten
verletzt f�hlt, anstelle einer Haftungsklage auf Ersatz des
gesamten entstandenen Schadens ihre Klage auch vor den
Gerichten jedes Mitgliedstaats erheben kann, in dessen
Hoheitsgebiet ein im Internet verçffentlichter Inhalt zu-
g�nglich ist oder war, und diese Gerichte nur f�r die
Entscheidung �ber den Schaden zust�ndig sind, der im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats des angerufenen Gerichts
verursacht worden ist.

48 In Anbetracht der umfassenden Abrufbarkeit der auf
einer Website verçffentlichten Angaben und Inhalte und
des Umstands, dass die Reichweite ihrer Verbreitung
grunds�tzlich weltumspannend ist (vgl. in diesem Sinne
Urt. v. 25. 10. 2011, eDate Advertising u. a., C-509/09 und
C-161/10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 46),
ist ein auf die Richtigstellung dieser Angaben und die
Entfernung dieser Inhalte gerichteter Antrag jedoch ein-
heitlich und untrennbar und kann somit nur bei einem
Gericht erhoben werden, das nach der Rechtsprechung,
die sich aus den Urteilen vom 7. 3. 1995, Shevill u. a.
(C-68/93, EU:C:1995:61, Rn. 25, 26 und 32), und vom
25. 10. 2011, eDate Advertising u. a. (C-509/09 und C-161/
10, [K&R 2011, 787 ff. =] EU:C:2011:685, Rn. 42 und 48),
ergibt, f�r die Entscheidung �ber einen Antrag auf Ersatz
des gesamten Schadens zust�ndig ist, und nicht bei einem
Gericht, das nicht �ber eine solche Zust�ndigkeit verf�gt.

49 Nach alledem ist auf die erste Frage [wie im Tenor,
Punkt 2] zu antworten [.. .]

Kommentar
RAin Dr. Diana Ettig, Frankfurt a. M.*

I. Hintergrund

Bis zur vorliegenden Entscheidung des EuGH durfte man
die Frage der internationalen Zust�ndigkeit im Falle von
Persçnlichkeitsrechtsverletzungen weitestgehend als ge-
kl�rt ansehen. In der Entscheidung „eDate Advertising“
vom 25. 10. 2011 hatten sich die Luxemburger Richter
umfassend mit dem Gerichtsstand der unerlaubten Hand-
lung im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung 44/2001
bei Persçnlichkeitsrechtsverletzungen befasst.1 Im Ergeb-
nis hatten sie dabei als ausschlaggebendes Kriterium den
Ort, an welchem der Betroffene den Mittelpunkt seiner
Interessen hat, bestimmt. Dar�ber hinaus hatte der EuGH
in der genannten Entscheidung jedoch auch seine soge-
nannte Mosaik-Lçsung entwickelt, wonach der Betroffene
seinen Anspruch auch in jedem Mitgliedsstaat geltend
machen kann, in welchem ein im Internet verçffentlichter
Inhalt zug�nglich war. In diesem Fall sei das Gericht
jedoch nur zur Entscheidung �ber den Schaden zust�ndig,
der im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates des angerufenen
Gerichts entstanden ist. Gegenstand des Verfahrens, bei
welchem ein deutsches und ein franzçsisches Vorlage-

verfahren zur gemeinsamen Entscheidung verbunden wur-
den, waren jeweils Unterlassungsanspr�che von nat�r-
lichen Personen. In dem Urteil nimmt der EuGH jedoch
immer wieder Bezug auf die zuvor zur Persçnlichkeits-
rechtsverletzung in Printpublikationen ergangene Ent-
scheidung „Shevill“.2 Dort hatten die Luxemburger Rich-
ter �ber einen Anspruch auf immateriellen Schadenersatz
zu entscheiden, so dass auch in der Entscheidung „eDate
Advertising“ wiederholt auf einen Schadenersatzanspruch
Bezug genommen wurde.3 Gleichzeitig sprach der Ge-
richtshof noch im Rahmen der Zul�ssigkeit eindeutig von
einem Unterlassungsanspruch.4

Vor diesem Hintergrund ging auch der BGH �ber viele
Jahre davon aus, dass die vom EuGH entwickelten Grund-
s�tze – einschließlich der Mosaik-Lçsung – auch f�r Un-
terlassungsklagen gelten.5 Dies war f�r die Karlsruher
Richter offenbar so selbstverst�ndlich, dass sie ihre Recht-
sprechung erst k�rzlich noch einmal best�tigten und
gleichzeitig eine Vorlage an den EuGH mit Verweis auf
die Entscheidung „eDate Advertising“ ausdr�cklich ab-
lehnten.6

II. Zust�ndigkeit f�r den Unterlassungsanspruch

Umso �berraschender ist es, dass der EuGH nun in der
vorstehend abgedruckten Entscheidung postuliert, dass ein
auf Richtigstellung und Entfernung von im Internet verçf-
fentlichten Angaben nur bei den Gerichten geltend ge-
macht werden kann, welche f�r die Entscheidung �ber
einen Antrag auf Ersatz des gesamten Schadens zust�ndig
sind. Zur Begr�ndung f�hrt der Gerichtshof in beachtlicher
K�rze aus, dass die Abrufbarkeit der auf einer Website
verçffentlichten Angaben weltumspannend und entspre-
chende Antr�ge auf Richtigstellung und Entfernung daher
untrennbar seien.7 Unabh�ngig von der Frage, warum er
sich dazu nicht bereits in seiner Entscheidung „eDate
Advertising“ – welcher ein Unterlassungsanspruch explizit
zu Grunde lag – ge�ußert hat, vermag dies auch inhaltlich
nicht zu �berzeugen. Denn es ist technisch durchaus mçg-
lich, das eigene Internetangebot durch sogenanntes Geo-
Blocking auf bestimmte L�nder zu beschr�nken.8 Inwie-
fern dies jeweils technisch umsetzbar und im Einzelfall
zumutbar ist, bedarf – nach zutreffender Ausf�hrung des
BGH – keiner Betrachtung im Rahmen der Zul�ssigkeit,
sondern ist Gegenstand der Begr�ndetheitspr�fung.9 Inso-
fern ist es mehr als bedauerlich, dass sich der EuGH mit
dieser Frage nicht einmal im Ansatz befasst hat, sondern
die Geltung der Mosaik-Lçsung f�r den Unterlassungs-
anspruch nunmehr in wenigen S�tzen verneint. Dabei mag
die von den Luxemburger Richtern gew�hlte Begr�ndung
eventuell vor 10 Jahren �berzeugend und richtig gewesen
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sein, nicht jedoch vor dem Hintergrund des Standes der
Technik im Jahre 2017.

Dar�ber hinaus ist die erfolgte Beschr�nkung auch rechts-
politisch nicht geboten. Denn wenn der Betroffene die
Wahl hat, ob er am Mittelpunkt seiner Interessen einen
Unterlassungsanspruch f�r das gesamte Territorium der
EU oder in einem anderen Mitgliedsstaat lediglich einen
territorial begrenzten Unterlassungsanspruch durchsetzt,
muss er schon gute Gr�nde haben, die zweite – f�r ihn
deutlich ung�nstigere – Alternative zu w�hlen. Zudem hat
die Bejahung der internationalen Zust�ndigkeit keine di-
rekten Auswirkungen auf die Bestimmung des von dem
angerufenen Gericht zu Grunde zu legenden Kollisions-
rechts, welches zus�tzlich durch das Herkunftslandprinzip
eine sachrechtliche Beschr�nkung erf�hrt. Es ist mithin
nicht ersichtlich, dass der in Anspruch Genommene durch
die Anwendung der Mosaik-Lçsung auf Unterlassungsan-
spr�che in irgendeiner Weise besonders benachteiligt w�r-
de.

III. Ausweitung auf juristische Personen

Deutlich umfangreicher befasst sich der EuGH in der vor-
liegenden Entscheidung mit der Frage, ob seine Recht-
sprechung zum Gerichtsstand an dem Ort, an welchem der
Betroffene den Mittelpunkt seiner Interessen hat, auch auf
juristische Personen �bertragbar ist. Dies haben die Lu-
xemburger Richter folgerichtig bejaht. Anders als bei na-
t�rlichen Personen wird der „Mittelpunkt der Interessen“
bei einer juristischen Person jedoch nicht immer leicht zu
bestimmen sein. So hatte der EuGH bereits in der Ent-
scheidung „eDate-Advertising“ entschieden, dass der
„Mittelpunkt der Interessen“ bei einer nat�rlichen Person
in der Regel ihr gewçhnlicher Aufenthaltsort ist.10 Dieser
ist mehr oder weniger eindeutig bestimmbar, denn nur in
ganz wenigen Ausnahmef�llen d�rfte ein Betroffener sei-
nen gewçhnlichen Aufenthaltsort derart gleichm�ßig auf
mehrere Mitgliedsstaaten verteilen, dass mehr als ein Mit-
gliedsstaat als „Mittelpunkt des Interesses“ in Betracht
kommt.11 Anders liegt der Fall bei juristischen Personen.
Hier soll nach den Ausf�hrungen des EuGH der „Mittel-
punkt der Interessen“ nicht notwendigerweise am Sitz des
Unternehmens liegen, sondern an dem Ort, an dem sein
gesch�ftliches Ansehen am gefestigtsten ist. Er sei daher
anhand des Ortes zu bestimmen, an welchem sie den
wesentlichen Teil ihrer wirtschaftlichen T�tigkeit aus-
�bt.12 Gerade bei international agierenden Unternehmen
kommen daf�r nicht selten mehr als ein Mitgliedstaat in
Betracht. Insofern ist bedauerlich, dass sich der Gerichts-
hof – anders als noch der Generalanwalt13 – nicht mit der
Frage befasst hat, ob es denn mehr als einen „Mittelpunkt
der Interessen“ geben kann. Die Tatsache, dass der EuGH
dies jedoch selbst mit Blick auf den Ausgangsfall noch
nicht einmal in Erw�gung gezogen hat, spricht eher dage-
gen. Gerade der der Entscheidung zu Grunde liegende Fall
zeigt jedoch, dass es im Einzelfall keinesfalls eindeutig ist,
wo der „Mittelpunkt der Interessen“ liegt. Insofern ist
�ußerst fraglich, ob dieses Kriterium es dem Kl�ger tat-
s�chlich ermçglicht „ohne Schwierigkeiten festzustellen,
welches Gericht er anrufen kann“.14

IV. Zusammenfassung und Ausblick

Das vorliegende Urteil bringt bedauerlicherweise bei Wei-
tem nicht die erhoffte Klarheit zur Frage der internationa-
len Zust�ndigkeit im Falle von Persçnlichkeitsrechtsver-

letzungen. Im Gegenteil: Mit der Beschr�nkung der Mo-
saik-Lçsung auf Schadenersatzanspr�che werden die
Rechte des Betroffenen erheblich beschr�nkt. Ihm bleibt
daher f�r die Unterlassungsklage im Prinzip nur der Ge-
richtsstand am Sitz des Beklagten oder am Mittelpunkt
seiner Interessen. Letzterer ist – entgegen der Intention des
EuGH – keinesfalls immer leicht und eindeutig zu bestim-
men. Dies gilt im Besonderen f�r juristische Personen,
welche grenz�bergreifend in vielen Mitgliedstaaten t�tig
sind. Doch bereits der dem Urteil zu Grunde liegende
Ausgangsfall zeigt, dass dem Betroffenen in manchen
F�llen nunmehr nur noch der Weg zu den Gerichten im
Sitzland des Beklagten bleibt.
Allein in Anbetracht der Tatsache, dass die Definition des
„Mittelpunktes der Interessen“ alles andere als eindeutig
ist, wird sich der EuGH wohl auch in Zukunft immer
wieder mit der internationalen Zust�ndigkeit befassen
m�ssen. Es bleibt zu hoffen, dass ihm dies auch Gelegen-
heit geben wird, seine in technischer Sicht �ußerst frag-
w�rdige Haltung zur Unteilbarkeit des Unterlassungsan-
spruchs noch einmal zu �berdenken.

10 EuGH, 25. 10. 2011 – C-509/09 und C-161/10, K&R 2011, 787 Rn. 49 –
eDate Advertising.

11 F�r diesen Fall spricht sich der Generalanwalt Bobek in seinen Schluss-
antr�gen jedoch auch f�r die mçgliche Anerkennung mehr als eines
Mittelpunktes der Interessen aus, vgl. Schlussantr�ge des Generalan-
walts Bobek, 13. 7. 2017 – C-194/16 Rn. 115, abrufbar unter http://curia.
europa.eu.

12 EuGH, 17. 10. 2017 – C-194/16, K&R 2017, 30, 32 Rn. 41 – Bolag-
supplysningen.

13 Schlussantr�ge des Generalanwalts Bobek, 13. 7. 2017 – C-194/16
Rn. 116, abrufbar unter http://curia.europa.eu.

14 So aber der EuGH in seiner Begr�ndung, vgl. EuGH, 17. 10. 2017 –
C-194/16, K&R 2017, 30, 32 Rn. 35 – Bolagsupplysningen.

Anbieter von Luxuswaren d�rfen
Online-Vertrieb reglementieren
EuGH, Urteil vom 6. 12. 2017 – C-230/16

Coty Germany GmbH ./. Parf�merie Akzente GmbH
ECLI:EU:C:2017:941

Verfahrensgang: OLG Frankfurt a. M., 19. 4. 2016 – 11 U 96/14 (Kart);
LG Frankfurt a. M., 31. 7. 2014 – 2-3 O 128/13

Art. 101 Abs. 1 AEUV; Art. 4 VO (EU) Nr. 330/2010

1. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass ein
selektives Vertriebssystem f�r Luxuswaren, das prim�r
der Sicherstellung des Luxusimages dieser Waren
dient, mit der genannten Bestimmung vereinbar ist,
sofern die Auswahl der Wiederverk�ufer anhand ob-
jektiver Gesichtspunkte qualitativer Art erfolgt, die
einheitlich f�r alle in Betracht kommenden Wiederver-
k�ufer festgelegt und ohne Diskriminierung angewen-
det werden, und die festgelegten Kriterien nicht �ber
das erforderliche Maß hinausgehen.

2. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass er
einer Vertragsklausel wie der im Ausgangsverfahren
streitigen nicht entgegensteht, die autorisierten H�nd-
lern eines selektiven Vertriebssystems f�r Luxuswaren,
das im Wesentlichen darauf gerichtet ist, das Luxus-
image dieser Waren sicherzustellen, verbietet, beim
Verkauf der Vertragswaren im Internet nach außen
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